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Sachgebiet 707 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Dr. Pohle, Dr. Althammer 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. rechtzeitige konjunkturpolitische Dämpfungs- 
maßnahmen 


Die Steigerungsraten der Lebenshaltungskosten (mittlere Ver- 
brauchergruppe) gegenüber den entsprechenden Vorjahreszeit- 
räumen halten sich bereits seit August vorigen Jahres nahezu 
ständig (Ausnahmen nur die Monate September 1970 und 
Januar 1971) über 4 v. H., also über dem Satz, bei dem es auch 
nach einer Äußerung des Bundeskanzlers vom 4. Mai 1970 
„ernst wird". Sie hat sich im Juni 1971 auf die neue Rekord- 
marke von 5,4 V. H. erhöht. Selbst innerhalb der Regierungs- 
koalition verstärkt sich mehr und mehr die Auffassung, daß 
„viel zu lange in der Regierung die Auseinandersetzung währte, 
ob ein Stabilitätskurs durch Aufrechterhaltung der Über- 
beschäftigung um jeden Preis gefahren werden sollte" (so zum 
Beispiel der Abgeordnete Kienbaum in dem von ihm heraus- 
gegebenen Informationsdienst „horizonte Bonn" Nr. 20). 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Teilt die gegenwärtige Bundesregierung nunmehr auch für 
die Phase einer Konjunkturüberhitzung die von Bundes- 
minister Schiller am 14. Februar 1968 (BT-Protokoll Nr. 156, 
Seite 8037 D) im Deutschen Bundestag vorgetragene Auf- 
fassung, daß in der Konjunkturpolitik „das Zögern nur be- 
deutet, daß man dann später mehr machen muß und daß es 
dann teurer wird"? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die gegen- 
wärtigen hohen Preissteigerungsraten von über 5 v. H. im 
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Vergleich zum entsprechenden Vorjahresmonat bei den 
Lebenshaltungskosten auch erreicht worden wären, wenn 
den wiederholten Warnungen der CDU/CSU-Fraktion vor 
übereilten Steuersenkungs- und Ausgabenerhöhungsver- 
sprechungen und wiederholten Anregungen der CDU/CSU- 
Fraktion zu einer rechtzeitigen konjunkturgerechten Finanz- 
politik gefolgt worden wäre, namentlich 

2.1 wenn nicht erst in diesem Jahr beim Vollzug des Haus- 
haltsplans 1971, sondern bereits im Vorjahr entspre- 
chend den Anträgen der CDU/CSU-Fraktion beim 
Vollzug des Haushaltsplans 1970 ein Teil der Verpflich- 
tungsermächtigungen und der Ausgaben gesperrt 
worden wären (vgl. Anträge vom 3, Juni 1970 und 
18. Juni 1970, Umdrucke 33 und 34 neu, BT-Protokoll 
vom 5. Juni 1970, Seite 3179, Umdruck 68, BT-Protokoll 
vom 18. Juni 1970, Seite 3373 B sowie I. des Antrages 
vom 19. Juli 1971 und III. des Antrages vom 22. Sep- 
tember 1970, Drucksache VI/1025 neu, Drucksache VI/ 
1154 neu), 

2.2 wenn ferner ein Teil der Ausgaben des Haushaltsent- 
wurfs 1971 der Bundesregierung einem Eventualhaus- 
halt Vorbehalten und die die Inflationsmentalität 
fördernde Ankündigungswirkung der angestrebten 
Steigerungsrate von über 12 v. H. im Sommer und 
Herbst 1970 vermieden worden wäre (vgl. II. des An- 
trages der CDU/CSU-Fraktion vom 10. Juli 1970 und 1. 
des Antrages der CDU/CSU-Fraktion vom 22. September 
1970), 

2.3 wenn zugleich im Sommer oder Herbst 1970 der neue 
Finanzplan des Bundes für die Jahre 1970 bis 1974 als- 
bald überarbeitet und so gestaltet worden wäre, daß die 
Neuverschuldung der öffentlichen Gebietskörperschaf- 
ten in der Planung mittelfristig nur in etwa im Gleich- 
klang mit der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung 
ansteigt (II. der Anträge vom 10. Juli 1970 und 22. Sep- 
tember 1970), 

2.4 wenn der Ausgabenanstieg bei Ländern und Gemeinden 
im Haushaltsjahr 1970 nicht +15 v. H. (Länder) bzw. 
+ 13,8 V. H. (Gemeinden) betragen hätte, sondern Länder 
und Gemeinden im Finanzplanungsrat aufgrund eines 
vom Bund zu gebenden besseren Beispieles angehalten 
worden wären, bei der Haushaltsführung im Rechnungs- 
jahr 1970 und bei der Gestaltung der Haushaltsentwürfe 
für 1971 und im mittelfristigen Finanzplan zurückhalten- 
der zu verfahren (III. des Antrages vom 10. Juli 1970, 
IV. des Antrages vom 22. September 1970)? 

3. Ist die Bundesregierung angesichts der vorstehend zitierten 
Anregungen und Anträge wirklich der Auffassung, daß die 
Opposition, wie Bundesminister Schiller im SPD-Presse- 
dienst vom 19. Juli 1971 behauptet, zur „Stabilitätspolitik" 
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der Regierung keine „eigenen, eindeutigen und geschlosse- 
nen Alternativanträge" aufgezeigt habe? 

4. Bundesminister Schiller hat am 3, Juni 1970 im Deutschen 
Bundestag (BT-Protokoll, Seite 2835 C) eine sehr fragwürdige 
Rechnung aufgemacht und erklärt, daß wir ohne Aufwertung 
im Jahre 1970 „Inflationsraten von 6 bis 7 v. H. für den 
privaten Verbrauch" gehabt hätten. Ist die Bundesregierung 
nunmehr bereit und in der Lage, die gegenwärtige Inflations- 
rate beim privaten Verbrauch für den hypothetischen Fall 
bekanntzugeben, daß fiskalpolitische Dämpfungsmaßnah- 
men rechtzeitig im vorigen Jahr entsprechend den erwähn- 
ten Anträgen der CDU/CSU-Fraktion getroffen worden 
wären? 


Bonn, den 10. August 1971 


Leicht 
Dr. Pohle 
Dr. Althammer 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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